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Manche Autoren gehen in der Kritik verfehlter Stand­
punkte nicht so weit wie Krey. Einige schrecken vor eindeu­
tigen Aussagen zurück und verbleiben in der Konstruktion 
„funktionsgerechter“ Strafrechtstheorie. Das Feld solcher ver­
mittelnder Auffassungen ist außerordentlich heterogen. Rich­
tiges, Inkonsequentes und Falsches sind bei ein und demsel­
ben Autor zu finden.33

Während verschiedene Autoren noch an unrealistischen 
Positionen festhalten3'1, mehren sich in der Literatur der 
BRD die Stimmen, die aus der realen Existenz von zwei sou­
veränen deutschen Staaten grundlegende juristische Konse­
quenzen ziehen.

In seiner Kritik am Urteil des Bundesgerichtshofs vom 
26. November 1980 greift H. R i d d e r prinzipielle Fragen 
auf. Er rügt die völkerrechtswidrige Verletzung der Perso­
nal- und der Territorialhoheit der DDR durch das Bundes­
verfassungsgericht und den Bundesgerichtshof, die dabei auf 
der These von der angeblichen Fortexistenz des „Deutschen 
Reiches“ verharren und sich pragmatisch auf die „Grenzen 
des jeweils Machbaren“ berufen. Ridder betont demgegen­
über die Geltung des Grundlagenvertrags, gegen dessen Be­
stimmungen „die fortdauernde Operationalisierung einer 
.(gesamt-)deutschen' Staatsangehörigkeit verstößt“. Die reine 
Strafrechtskritik an den Thesen der oberen Gerichte bezeich­
net er als letztlich untauglich und weist statt dessen auf die 
Notwendigkeit “erheblich weiter ausgreifender Kritik“ hin.33 *

Mit beißender Ironie wendet sich W. A b e n d r o t h  in 
seiner Anmerkung zum gleichen Urteil gegen die Auffassung 
derjenigen, die noch immer an die rechtliche Fortexistenz des 
„Deutschen Reiches“ glauben: Auch das Heilige Römische 
Reich Deutscher Nation habe einst „ohne entsprechenden Be­
schluß aller dafür zuständigen Organe das Zeitliche geseg­
net“. Nach Abschluß des Grundlagenvertrags „kann niemand 
mehr die Staatsqualität der DDR ernstlich bezweifeln und 
auch nicht ihre Eigenschaft als Völkerrechtssubjekt, der sich 
einst die Hallstein-Doktrin entgegenstellen wollte“. Die An­
maßung strafrechtlicher Schutzrechte gegenüber der Bevölke­
rung der DDR ist „mit der Normalisierung der Beziehungen 
zur DDR unvereinbar“.36 * 112

•

Die mit der Bestimmung des strafrechtlichen Geltungsbe­
reichs berührten Fragen sind auch für die Normalisierung des 
Rechtsverkehrs zwischen den beiden deutschen Staaten von 
großer Bedeutung. Ein Vertrag würde zu mehr Normalität in 
der Bekämpfung von Straftaten, zu mehr Rechtssicherhfeit im 
Interesse der Menschen führen. Es ist ein Rückschritt sogar 
gegenüber der „funktionellen“ Betrachtungsweise im Straf­
recht, wenn das Gesetz der BRD über die Internationale 
Rechtshilfe in Strafsachen (IRG) vom 23. Dezember 1982 
(BGBl. I S. 2071) in seinem § 2 Abs. 3 die Staatsbürger der 
DDR erneut vollständig als Inländer betrachtet.3? .

Eine den Realitäten und den völkerrechtlichen Grundla­
gen adäquate Auffassung vom Geltungsbereich des Strafrechts 
der BRD läßt sich letztlich berechenbar und dauerhaft nur 
dann finden, wenn von der Tatsache ausgegangen wird, daß 
die DDR und die BRD zwei souveräne, voneinander unab­
hängige Staaten sind, die ihre Beziehungen zueinander nach 
den Grundsätzen des Völkerrechts gestalten und sich dabei 
der besonderen Verantwortung bewußt sind, die aus der ge­
meinsamen Geschichte auf beide deutsche Staaten überkom­
men ist.

33 Hier sind vor allem zu nennen: H. Roggemann, a. a. O., S. 185; ders., 
Strafrechtsanwendung und Rechtshilfe zwischen beiden deutschen 
Staaten, Berlin (West) 1975; ders., „Grenzübertritt und Strafrechts­
anwendung“, Zeitschrift für Rechtspolitik (München/Frankfurt 
a. M.) 1976, Heft 10, S. 243; ders., „Zur Rechtswirksamkeit von Straf­
urteilen aus der DDR in der Bundesrepublik“, Recht in Ost und 
West 1986, Heft 2, S. 87; A. Eser, Kommentierung des § 3 ff. StGB 
der BRD, in: A. Schönke/H. Schröder, a. a. O.; H.-J. Schroth, 
a. a. O.; W. Wengler, Anmerkung zum Urteil des Bundesgerichts­
hofs vom 26. November 1980, Juristische Rundschau 1981, Heft 5, 
S. 206; H. Woesner, „Deutsch-deutsche Strafrechtskonflikte“, Zeit­
schrift für Rechtspolitik 1976, Heft 10, S. 248; F. Klose, „Kriminali- 
sierbarkeit der Fluchthilfe unter staats- und völkerrechtlichen Ge­
sichtspunkten“, Zeitschrift für Rechtspolitik 1976, Heft 2, S. 28.

34 So vor allem F.-C. Schroeder, Anmerkung zum Urteil des Bundes­
gerichtshofs vom 26. November 1980, Neue Zeitschrift für Strafrecht 
(München/Frankfurt a. M.) 1981, Hefts, S. 179; ders., „Zur Strafbar­
keit der Fluchthilfe“, Juristenzeitung (Tübingen) 1974, Heft 4, S. 113; 
ders., „Die Kriminalisierung der Fluchthilfe ist unzulässig“, Zeit­
schrift für Rechtspolitik 1976, Heft 2, S. 32.
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Die Harvard Law School, die älteste juristische Fakultät in 
den USA, genießt den Ruf einer „Wegbereiterin der ame­
rikanischen Rechtswissenschaft und der amerikanischen 
Form des Rechtsunterrichts“. Dr. Hans-Jürgen M e y e r  
aus Berlin (West) absolvierte dort ein einjähriges Zusatz­
studium zum Erwerb des Grades eines „Masters of Laws“ 
(LL.M.). Seine Eindrücke von der Rechtsordnung und der 
Juristenausbildung in den USA faßte er in einem Bericht 
in der „Juristenzeitung“ (Tübingen) 1987, Heft 14, S. 713 ff., 
zusammen, dem folgende Auszüge entnommen sind:
. . .  Bald lernt man, daß auch die Rechtsordnung in weitem 
Umfang ordnender Strukturen entbehrt. Das amerikanische 
Recht ist ja im Grunde unvermindert Fall-Recht wie das eng­
lische, also wenig mehr als ein Komplex unabhängig vonein­
ander, bezogen auf den Einzelfall entwickelter Rechtsregeln 
ohne einen festen logisdien Zusammenhang. ... Das Prinzip 
des case law ist klar: Unter mehreren auffindbaren Rechtsre­
geln ist diejenige verbindlich, die anhand eines Falles ent­
wickelt wurde, der für den zu entscheidenden wegen (hinrei­
chender) Übereinstimmung der Sachverhalte Präzedenzkraft 
hat. Da aber kein Fall dem anderen gleicht, bildet die Frage, 
ob einer Entscheidung Präzedenzwirkung zukommt, regelmäßig 
einen Schwerpunkt des juristischen Gefechts. Aus demselben 
Grund sind abweichende Entscheidungen durchaus ähnlicher 
Fälle unvermeidlich. So kommt es, daß der Rechtsanwender bei 
der Lösung eines Problems praktisch fast immer auf mehrere 
Regeln mit u. U. gegenteiligem Ergebnis zurückgreifen kann. 
Weil er sich bei der Auswahl grundsätzlich nur am Präzedenz- 
prinzip, nicht aber an sonstigen systematischen, begrifflichen 
oder formalen Kriterien orientieren muß, erfolgt die Rechts­
findung in der Praxis zwangsläufig in höchstem Maße ergeb­
nisbetont. Das mag der Einzeifallgerechtigkeit oft dienlich 
sein, hat aber den Preis einer stark verminderten Vorherseh­
barkeit und-Berechenbarkeit des Rechts. Die vermeintliche Be­
liebigkeit der Ergebnisse hat dem Recht, namentlich in jünge­
rer Zeit, auch gesellschaftspolitisch akzentuierte Kritik in der 
Rechtswissenschaft eingetragen und ist sicher auch mitursäch­
lich für die geringer werdende Akzeptanz des Rechts und das 
ziemlich bescheidene Ansehen von Juristen dort.

Der besondere Charakter der Rechtsordnung findet ver­
ständlicherweise auch in der Juristenausbildung seinen Nie­
derschlag. So liest man in der Regel keine systematischen Dar­
stellungen, sondern fast nur Gerichtsentscheidungen. Weil es 
an einem wie auch immer gearteten logischen oder systema­
tischen Korsett, das Deduktionen zuließe, fehlt, ist das Lernen 
der in den Entscheidungen entwickelten Regeln eine immense 
Fleißarbeit. Auch in den Lehrveranstaltungen geht es meist nicht 
um systematische Aufbereitung, sondern, wieder fallbezogen, 
vor allem darum, unter Heranziehung denkbarer Präzedenzfälle 
so viele Argumente wie möglich für und gegen ein bestimmtes 
Ergebnis zu entwickeln. In Klausuren schließlich gehört es oft 
zum Erfolg, jede bei der Fallösung noch so entfernt erkenn­
bare Problematik, sei sie erheblich oder nicht, anzusprechen 
und die entsprechenden Leitentscheidungen zu zitieren (sog. 
issue spotting).

35 H. Ridder, Anmerkung zum Urteil des Bundesgerichtshofs vom 
26. November 1980 — (Bundesprotektorat DDR) -, Demokratie und 
Recht (Köln) 1981, Heft 2, S. 204 ff.

36 W. Abendroth, Anmerkung zum Urteil des Bundesgerichtshofs 
vom 26. November 1980, Strafverteidiger (Frankfurt а. M.) 1981, 
Heft 4, S. 176 ff.

37 Vgl. E. Dreher/H. Tröndle, a. a. O., S. 29, mit der insoweit eindeuti­
gen These, daß der strafrechtliche Inlandsbegriff, „dessen Ausle­
gung der Gesetzgeber der Rechtsprechung überlassen hat“, nicht 
von einer staats- und verfassungsrechtlichen Aussage präjudiziert 
wird.
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Die nächsten Kommunalwahlen werden turnusmäßig im Mai 1989 stattfinden. 
Ihre langfristige Vorbereitung wird auch durch diese vom Institut für Theorie 
des Staates und des Rechts der Akademie der Wissenschaften der DDR her­
ausgegebene Broschüre unterstützt. Die Arbeit behandelt u. a. die Herausbil­
dung und Entwicklung demokratischer Prinzipien im Wahlsystem der DDR, all­
gemein-demokratische Wahlgrundsätze und unverzichtbare sozialistische Wahl­
prinzipien, die sozialpolitische Zusammensetzung der Volksvertretungen sowie 
die Rolle der Volksvertretungen als arbeitende Körperschaften.


